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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 69 Ausgegeben Danzig, den 16. Dezember 1931 


186 Verordnung 
sur Anderung des Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen ſowie über Bauſparkaſſen 
vom 12. Mai 1901 (Reichsgeſ. Bl. S. 139). 
Vom 8. 12. 1931. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 27 und 32 des Eimähtinunasaelehes vom 1. September 1931 (Ge 
Bl. S. 719) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 

Das Geſetz über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 in der Faſſung 
der Geſetze vom 20. Dezember 1911 und vom 24. Oktober 1917 (Reichsgeſ. Bl. 1901 S. 139; 1911 
S. 985; 1917 S. 973) wird geändert wie folgt: 

1. Im § 1 Abſatz 2 werden nach einem Komma anſtatt des Schlußpunkts folgende Worte hin⸗ 
zugefügt: „beſonders die Unterſtützungseinrichtungen und Unterſtützungsvereine der Berufsverbände.“ 

2. Hinter S 1 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 

§ 1 a 

Darüber, 951 eine Unternehmung nach S 1 der Beaufſichtigung nente entſcheidet die Aufſichts⸗ 
behörde. Die Entſcheidung bindet die Gerichte und Verwaltungsbehörden. Eine vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes ergangene Entſcheidung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde ſteht 
einer Entſcheidung der Aufſichtsbehörde nicht entgegen. 

3. Der S 2 erhält folgende Faſſung: 

Die Beaufſichtigung der Verſicherungsunternehmungen wird durch den Senat der Freien Stadt 
als Aufſichtsbehörde für Verſicherung und Bauſparkaſſen ausgeübt. 

4. Der § 3 wird durch folgende Faſſung erſetzt: 

Die Beaufſichtigung von Verſicherungsunternehmungen, deren Geſchäftsbetrieb auf das Gebiet 
eines Kreiſes oder einer kreisfreien Stadt beſchränkt iſt, wird mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde 
den Landräten und bei kreisfreien Städten den Magiſtraten übertragen. 

5. § 5 werden anſtelle der Worte „für den Umfang des Reichs“ die Worte geſetzt: „für das 
Gebiet der Freien Stadt Danzig.“ 

6. Der $ 10 wird aufgehoben. 

7. Im § 14 Abſatz 1 

a) erhält der Satz 2 folgende Faſſung: „Die Genehmigung darf nur aus den Gründen des 
§ 7 oder deshalb verſagt werden, weil die ſozialen Belange der Angeſtellten der Unterneh⸗ 
mung, deren Verſicherungsbeſtand übertragen wird, nicht h gemäß den Anord— 
nungen der Aufſichtsbehörde gewährleiſtet ſind.“ 

b) wird folgender dritter Satz hinzugefügt: „Die Rechte und Pflichten der übertragenden Ver— 
ſicherungsunternehmungen aus dem Verſicherungsvertrag gehen mit der Beſtandübertragung 
auf die übernehmende Verſicherungsunternehmung über.“ 

8. Im $ 22 Abſatz 3 Satz 2 wird der zweite Halbſatz durch folgende Vorſchrift erſetzt: „die Auf- 
ſichtsbehörde entſcheidet nach freiem Ermeſſen, welchen Hundertſatz des bar eingezahlten Betrages die 
Verzinſung und die geſamten Bezüge nicht überſteigen dürfen.“ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 24. 12. 1931.) 
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9. Der S 28 erhält anitelle des bisherigen zweiten Abſatzes im Abſatz 1 folgenden Zuſatz: „Be⸗ 
kanntmachungen, die durch öffentliche Blätter erfolgen ſollen, ſind im Staatsanzeiger zu veröffent⸗ 
lichen, inſoweit die Aufſichtsbehörde nicht Ausnahmen zuläßt. Weitere Blätter beſtimmt die Satzung.“ 

Folgender $ 55a wird neu geſchaffen: 

8 554 

Wertpapiere, welche einen Börſen- oder Marktpreis haben, dürfen in dem Rechnungsabſchluß 
in keinem Falle zu einem höheren Preiſe angeſetzt werden, als dem Börſen- oder Marktpreiſe des 
Zeitpunkts, für welchen die Bilanz aufgeſtellt war. Überjteigt dieſer Preis den Durchſchnittspreis, 
welcher ſich aus den erſten Börſenpreiſen der letzten ſechs Kalendermonate des Geſchäftsjahrs ergibt, ſo 
darf höchſtens dieſer Durchſchnittspreis angeſetzt werden oder der Anſchaffungspreis, inſoweit dieſer 
den Börſen⸗ oder Marktpreis nicht überſteigt. Bei der Berechnung des Durchſchnittspreiſes iſt der 
höchſte und der niedrigſte Preis unberückſichtigt zu laſſen. 

Andere Vermögensgegenſtände dürfen höchſtens zu dem Werte angeſetzt werden, der als wirklicher 
Verkehrswert bei vorſichtiger Schätzung zuverläſſig bezeichnet werden kann. Die Aufſichtsbehörde kann 
Anordnungen über die Ermittlung des Wertes, ſoweit er den Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis 
überſteigt, erlaſſen. 

Mehrbeträge, welche ſich bei vorſtehender Bewertung gegenüber der des Handelsgeſetzbuches (§ 261 
Nr. 1 und 2) ergeben, ſind, ſoweit ſie nicht zur Deckung eines ſonſt eintretenden Bilanzverluſtes er- 
forderlich ſind, einer beſonderen Rücklage zuzuführen, die gleichfalls zur Deckung von Bilanzverluſten 
dient. 

10. Hinter § 55 a werden folgende Vorſchriften eingefügt: 

§ 55 b i 

Der Rechnungsabſchluß einer Verſicherungsunternehmung iſt unter Einbeziehung der zu Grunde 
liegenden Buchführung und des Jahresberichts durch einen Prüfer zu prüfen, bevor er dem oberſten 
Organ zur Genehmigung vorgelegt wird. 

Die Prüfung darf ſich nicht darauf beſchränken, ob der Rechnungsabſchluß äußerlich ſachgemäß 
aufgeſtellt iſt und mit der Beſtandsaufnahme und den Geſchäftsbüchern übereinſtimmt, ſondern hat 
ſich darauf zu erſtrecken, ob die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzierung gewahrt 
und die Vorſchriften eingehalten ſind, die über die Aufſtellung des Rechnungsabſchluſſes und des Jah⸗ 
resberichts in Geſetzen und Verordnungen getroffen oder gemäß $ 55 Abſ. 2 erlaſſen find, 

Wie im übrigen die Prüfung durchzuführen iſt, kann die Aufſichtsbehörde En 


Ss 550 


Der Vorſtand hat mit der Prüfung einen Prüfer zu beauftragen, den der Aufſichtsrat Rn 
die Beſtimmung ſoll vor dem Ablauf eines jeden Geſchäftsjahres erfolgen. 

Der Vorſtand hat, bevor er den Prüfer beauftragt, der Aufſichtsbehörde anzuzeigen, welchen 
Prüfer der Aufſichtsrat beſtimmt hat. Die Aufſichtsbehörde kann, wenn ſie Bedenken gegen die Beſtim⸗ 
mung des Prüfers hat, verlangen, daß innerhalb einer angemeſſenen Friſt ein anderer Prüfer beſtimmt 
wird. Geſchieht dies nicht, oder hat die Aufſichtsbehörde auch gegen die Beſtimmung des anderen 
Prüfers Bedenken, ſo hat ſie den Prüfer ſelbſt zu beſtimmen. 


§ 55d 
Als Prüfer ſollen nur beſtimmt werden 


1. Perſonen, die in der Buchführung ausreichend vorgebildet und erfahren find; 


2. Prüfungsgeſellſchaften, deren Inhaber, Vorſtandsmitglieder oder Geſchäftsführer die in Nr.1 
bezeichneten Eigenſchaften beſitzen. 

Prüfer, auf deren Geſchäftsführung Mitglieder des Vorſtandes in der Verſicherungsunternehmung 
maßgebenden Einfluß haben, ſollen nicht beſtimmt werden. Mitglieder des Vorſtandes oder des Auf- 
ſichtsrats ſowie Angeſtellte der Verſicherungsunternehmung können als Prüfer nicht beſtimmt werden. 
Die Beſtimmung von Perſonen, die als Prüfer der Verſicherungsunternehmung vom Aufſichtsrat be⸗ 
ſtellt und nur ſeinen Weiſungen, nicht aber denen des Vorſtandes unterworfen ſind, iſt zuläſſig. 


Ss 55e 


Der Vorſtand hat dem Prüfer die Einſicht der Bücher und Schriften der Verſicherungsunternehmer 
ſowie die Unterſuchung der Kaſſe und Wertpapiere zu geſtatten. Der Prüfer kann von dem Vorſtand 
alle Aufklärungen und Nachweiſe verlangen, deren er für eine ſorgfältige Prüfung bedarf. 
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Der Prüfer hat über das Ergebnis der Prüfung ſchriftlich zu berichten. In dem Berichte hat er 
beſonders feſtzuſtellen, ob die Buchprüfung, der Rechnungsabſchluß und der Jahresbericht den Vor⸗ 
ſchriften entſprechen, und ob der Vorſtand die verlangten Aufklärungen und Nachweiſe geliefert hat. 
Der Prüfer hat den Bericht zu unterzeichnen. 

Der Bericht iſt dem Vorſtand und durch ihn dem Aufſichtsrat vorzulegen. Jedes Mitglied des 
Aufſichtsrats kann den Bericht einſehen. Der Vorſtand hat eine Ausfertigung des Berichts mit ſeinen 
und des Aufſichtsrats Bemerkungen der Aufſichtsbehörde vorzulegen. Die Aufſichtsbehörde kann den 
Bericht mit dem Prüfer erörtern und für erforderlich erachtete Ergänzungen der Prüfung und des 
Berichts auf Koſten der Verſicherungsunternehmung veranlaſſen. 

Der Vorſtand hat dem oberſten Organ, das über die Genehmigung des Rechnungsabſchluſſes zu 
beſchließen hat, Auskunft darüber zu erteilen, ob die Prüfung nach ihrem abſchließenden Ergebnis zu 
weſentlichen Beanſtandungen Anlaß gegeben hat. 

a 8 55 f 

Sit nach dem abſchließenden Ergebnis der Prüfung gegen den Rechnungsabſchluß der Verſiche⸗ 
rungsunternehmung, die zu Grunde liegende Buchführung und den Jahresbericht nichts einzuwenden, 
ſo hat der Prüfer den Befund unter der Gewinn- und Verluſt⸗Rechnung mit den Worten zu beſtätigen: 
„Nach dem abſchließenden Ergebnis der Prüfung entſprechen der Rechnungsabſchluß der Verſicherungs⸗ 
unternehmung, die zu Grunde liegende Buchführung und der. Jahresbericht des Vorſtandes den ge— 
ſetzlichen Vorſchriften.“ Der Beſtätigungsvermerk iſt in allen Veröffentlichungen und Verviefältigungen 
des Rechnungsabſchluſſes aufzunehmen. 5 

Ss 55 h 

Der Prüfer und, wenn er ſich bei der Prüfung einer anderen Perſon bedient, auch dieſe Perſon iſt 
zur gewiſſenhaften Prüfung und zur Verſchwiegenheit verpflichtet. Sie dürfen Geſchäfts⸗ und Betriebs⸗ 
geheimniſſe, die ſie bei der Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten erfahren haben, nicht unbefugt ver⸗ 
werten. Wer ſeine Obliegenheiten verletzt, haftet dem Verſicherungsunternehmer für den daraus ent⸗ 
ſtehenden Schaden; mehrere Perſonen haften als Geſamtſchuldner. 

Bei Fahrläſſigkeit beſchränkt fi die Haftpflicht für eine Prüfung auf 100 000, — G, auch wenn 
an der Prüfung mehrere Perſonen beteiligt waren, oder mehrere zum Erſatze verpflichtende Hand⸗ 
lungen begangen worden ſind; bei Vorſatz gilt dasſelbe, wenn mehrere Perſonen haften, zu Gunſten 
der Perſonen, die ſelbſt nicht vorſätzlich gehandelt haben. 

Die Verpflichtung zur Verſchwiegenheit nach Abſ. 1 Satz 1 beſteht, wenn eine Prüfungsgeſellſchaft 
Prüfer iſt, auch gegenüber dem Aufſichtsrat und den Mitgliedern des Aufſichtsrats der Prüfungsgeſell⸗ 
ſchaft. Der Vorſitzende des Aufſichtsrats der Prüfungsgeſellſchaft und ſein Stellvertreter dürfen jedoch 
die von der Prüfungsgeſellſchaft erſtatteten Berichte einſehen, die hierbei erlangte Kenntnis aber nur 
verwerten, ſoweit es die Erfüllung der Überwachungspflicht des Aufſichtsrats erfordert. 

5 Die Haftung nach dieſen Vorſchriften kann durch Vertrag weder ausgeſchloſſen noch beſchränkt 
werden. 

Die Anſprüche nach dieſen Vorſchriften verjähren in 5 Jahren. 

§ 551 
Die Vorſchriften der 8s 55 b-ch gelten nicht für Verſicherungsunternehmungen, die als kleinere 
Vereine (§ 53) anerkannt find oder bei denen kein Aufſichtsrat gebildet iſt; ob und wie ſolche Unter- 
nehmungen zu prüfen ſind, kann die Aufſichtsbehörde beſtimmen. 

11. Im 8 57 Abſ. 3 wird zwiſchen dem zweiten und dritten Satze folgender Satz eingefügt: „Bei 
Forderungen, die durch eine Grundſtücksbelaſtung geſichert und in Teilbeträgen zurückzuzahlen ſind, iſt 
das Regiſter nach näherer Beſtimmung der Aufſichtsbehörde zu berichtigen; dasſelbe gilt für Grundſtücks⸗ 
belaſtungen, die keine perſönliche Forderung ſichern.“ 

12. Im $ 59 wird im Abſ. 1 geſetzt 

a) anſtelle der Worte „Pfandbriefen deutſcher Hypothekenaktienbanken angelegt werden, welche 
die Reichsbank in Klaſſe I beleiht“, die Worte: „Pfandbriefen der Danziger Hypobthekenbank 
Aktiengeſellſchaft angelegt werden.“ 

b) in Nr. 2 anſtelle der Worte „Darlehnskaſſen des Reichs oder der Reichsbank“ die Worte 
„Der Bank von Danzig“. 

e) Der Abſatz 4 erhält folgende Faſſung: 

in verbriefen Forderungen gegen inländiſche Körperſchaften des öffentlichen Rechts, ſo⸗ 
weit ſie nicht unter Nr. 1 fallen, ſowie gegen Schul- und Kirchengemeinden, ſofern dieſe 
Forderungen entweder von Seiten des Gläubigers kündbar ſind oder einer regelmäßigen 
Tilgung unterliegen; 
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d) folgender Abſatz 5, 6, 7, 8 angefügt: 

5. In Aktien inländiſcher Aktiengeſellſchaften oder Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, in 
ſicheren kurzfriſtigen, durch Pfandbeſtellung oder ſonſt dinglich geſicherten verbrieften 
Forderungen jeder Art gegen inländiſche kreditwürdige kaufmänniſche, induſtrielle, ſonſtige 
gewerbliche oder landwirtſchaftliche Unternehmungen; 

6. in inländiſchen Grundſtücken; n 

7. für die Prämienreſerve von wertbeſtändigen Snlanpeberfiherungen gemäß den von der 
Aufſichtsbehörde zu erlaſſenden Vorſchriften in wertbeſtändigen oder ausländiſchen Ver⸗ 
mögenswerten; 

8. für die Prämienreſerve der in ausländiſcher Währung zu erfüllenden Verſicherungen ge⸗ 
mäß den von der Aufſichtsbehörde zu erlaſſenden e in Vermögenswerten, 
die auf die gleiche Währung lauten. 

e) nach Ziffer 8 iſt folgender Abſatz einzufügen anſtelle des ish Abſatzes 2: 

Die Aufſichtsbehörde kann nähere Beſtimmungen über Art, Umfang und Berechnung 
dieſer Anlagen erlaſſen. Die Anlagen in inländiſchen Grundſtücken dürfen / des Prämien- 
reſerveſolls nur mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde überſchreiten. 

f) der bisherige Abſatz 2 wird Abſatz 3 und erhält folgende Faſſung: 

Erſcheint es nach den beſonderen Umftänden zweckmäßig, die Anlegung nicht in einer dem 
Abſatz 1 entſprechenden Weiſe vorzunehmen, ſo kann ſie bei der Bank von Danzig, einer 
öffentlichen Bank oder Sparkaſſe erfolgen. Die Aufſichtsbehörde kann eine andere Anlegung 
der dem Prämienreſervefonds bildenden Beſtände, als ſie vorſtehend vorgeſchrieben iſt, ge⸗ 
ſtatten. | 

13. Hinter $ 60 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 

§ 60a 5 

Zur Überwachung des Prämienreſervefonds ſind ein Treuhänder und ein Stellvertreter des Treu⸗ 
händers zu beſtellen. Für einen kleineren Verein (§ 58) gilt dies nur, wenn die Aufſichtsbehörde es 
anordnet. a 

§ 60 b 

Der Treuhänder wird vom Aufſichtsrat beſtellt. Iſt bei einem kleineren Verein (8 53) ein Auf- 
ſichtsrat nicht gebildet, beſtellt der Vorſtand den Treuhänder. Die als Treuhänder in Ausſicht ge⸗ 
nommene Perſon iſt der Aufſichtsbehörde vor der Beſtellung zu benennen. Hat die Aufſichtsbehörde 
gegen die Beſtellung Bedenken, kann ſie verlangen, daß innerhalb einer angemeſſenen Friſt eine andere 
Perſon benannt wird. Geſchieht dies nicht oder hat die Aufſichtsbehörde auch gegen die Beſtellung der 
anderen Perſonen Bedenken, hat ſie den Treuhänder ſelbſt zu beſtellen. 8 

Die Vorſchriften des Abſatzes 2 Satz 2, 3, gelten auch, wenn die Aufſichtsbehörde Bedenken da⸗ 
gegen hat, daß ein beſtellter Treuhänder ſein Amt weiter verwaltet. 

Ss 60e 

Der Prämienreſervefonds iſt nach näherer Beſtimmung der Aufſichtsbehörde ſo ſicher zu ſtellen, 
daß nur mit Zuſtimmung des Treuhänders darier verfügt werden kann. 

Der Treuhänder hat beſonders die Beſtände des Prämenreſervefonds unter den Mitverſchluß 
der Verſicherungsunternehmung zu verwahren. Er darf die Beſtände nur herausgeben, ſoweit dieſes 
Geſetz es geſtattet, doch gelten ſinngemäß die Vorſchriften des Hypothekenbankgeſetzes. 

Der Treuhänder kann einer Verfügung nur ſchriftlich zuſtimmen; ſoll ein Gegenſtand im Regiſter 
der Beſtände des Prämienreſervefonds gelöſcht werden, ſo genügt es, daß der Treuhänder neben oder 
unter den Löſchungsvermerk ſeinen Namen ſchreibt. 

§ 60 d 

Der Treuhänder hat, ohne daß dieſe Pflicht die Verantwortlichkeit der Organe der Unternehmung 
berührt, unter der Bilanz zu beſtätigen, daß die eingeſtellten . vorſchriftsmäßig an⸗ 
gelegt und aufbewahrt ſind. 

Ss 60 e 

Der Treuhänder kann jederzeit die Bücher und Schriften der Verſicherungsunternehmung einſehen, 

ſoweit ſie ſich auf den Prämienreſervefonds beziehen. 
DR § 60f 

Streitigkeiten zwiſchen dem Treuhänder und der Verſicherungsunternehmung über die Obliegen⸗ 

heiten des Treuhänders entſcheidet die Aufſichtsbehörde. ; 
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§ 608 

Die Vorſchriften der SS 60 b bis f gelten auch für den Stellvertreter des Treuhänders. 

14. Im $ 61 wird im erſten Abſatz nach dem Wort „Verſicherungsverhältniſſen“ eingefügt „oder 
durch Anderung des Geſchäftsplans.“ Ferner wird folgender neuer Abſatz zwiſchen dem 1. und 2. 
Abſatz als Abſatz 1b eingefügt: „Eine Verfügung über die Beſtände des Prämienreſervefonds im 
Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung iſt nur inſoweit zuläſſig, als für den An⸗ 
ſpruch, zu deſſen Gunſten die Verfügung ergeht, die Zuführung zum Prämienreſervefonds vor⸗ 
geſchrieben ($ 57 Abſ. 1) und tatſächlich erfolgt iſt.“ 


15. Hinter § 63 wird unter der Überſchrift „Dritte Vorſchriften über Konkursvorrechte bei der 

e folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 63a 

In Verſicherungszweigen, für welche die beſonderen Vorſchriften De §S 56 bis 63 über die Prä⸗ 
mienreſerve nicht gelten, gehen im Konkursfall die Forderungen aus Verſicherungsverträgen auf Rück⸗ 
erſtattung eines auf die Zeit nach der Beendigung des Verſicherungverhältniſſes entfallenden Teils 
der Prämie und auf Erſatz eines zur Zeit der Konkurseröffnung bereits eingetretenen Schadens den 
im $ 61 Nr. 6 der Konkursordnung genannten übrigen Konkursforderungen im Range vor. Hierbei 
werden Forderungen auf Rückerſtattung eines Prämienanteils im Range nach den Forderungen auf 
Erſatz eines Schadens, Forderungen derſelben Rangordnung nach Verhältnis ihrer Beträge be— 
richtigt. 

16. Im 8 64 wird 


a) im Abſatz 2 folgender Satz hinzugefügt: „Sie kann insbeſondere die Verbindung von Dar— 
lehnsgeſchäften und Verſicherungsabſchlüſſen unterſagen, ſoweit die Verſicherungsſumme höher 
als das Darlehen iſt.“ 


b) Dem Abſatz wird ferner folgender Nachtrag hinzugefügt: 

Auch kann die Aufſichtsbehörde allgemein oder für einzelne Verſicherungszweige An⸗ 
ordnungen erlaſſen, wonach Verſicherungsunternehmungen und Vermittlern von Verſiche⸗ 
rungsverträgen die Gewährung von Son dervergütungen an den Verſicherungsnehmer in 
irgend einer Form unterſagt wird; ebenſo kann allgemein oder für einzelne Verſicherungs⸗ 
zweige den Verſicherungsunternehmungen der Abſchluß und die Verlängerung von Begün⸗ 
ſtigungsverträgen unterſagt werden. Die auf Grund des vorſtehenden Satzes erlaſſenen An⸗ 
ordnungen treten einen Monat nach Veröffentlichung des Geſetzes im Geſetzblatt in Wirk— 
ſamkeit. Sämtliche Begünſtigungsverträge treten mit dem 1. April 1932 außer Kraft. 

c) Es wird folgender 4. Abſatz hinzugefügt: 

Hat ein Verlag, Bezieher von ihm verlegter Zeitſchriften oder Zeitungen bei einer 
Verſicherungsunternehmung verſichert, ſo kann die Aufſichtsbehörde Anordnungen der im 
Abſatz 2 Satz 1 bezeichneten Art auch unmittelbar gegenüber dem Verlag treffen. Die Vor⸗, 
ſchriften des Abſatz 3 gelten ſinngemäß. 

d) Im bisherigen Abſatz 3 jetzt 5 iſt zu ſetzen anſtelle von „1000 M“ „1500 G.“ 
IT. Hinter § 64 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 64a f 

Fit eine Verſicherungsunternehmung an einer anderen Unternehmung, die der Beaufſichtigung 
nicht unterliegt, beteiligt, und kann die Beteiligung nach ihrer Art oder ihrem Umfang zu einer Ge— 
fährdung der Verſicherungsunternehmung führen, ſo kann die Aufſichtsbehörde der Verſicherungs— 
unternehmung die Fortſetzung der Beteiligung unterſagen oder nur unter der Bedingung gejtatten) 
daß ſich die Unternehmung nach den Vorſchriften der SS 55 b bis h auf ihre Koſten oder auf 
Koſten der Verſicherungsunternehmung prüfen läßt. Verweigert dies die Unternehmung oder ergeben 
ji) bei der Prüfung Bedenken gegen die Beteiligung, jo hat die Aufſichtsbehörde der Verſicherungs— 
unternehmung die Fortſetzung zu unterſagen. 

Als Beteiligung gilt auch der Fall, daß ein Mitglied des Vorſtandes oder des Auſſichtsrats 
der Verſicherungsunternehmung auf die Geſchäftsführung einer anderen Unternehmung maßgebenden 
Einfluß ausübt oder auszuüben in der Lage iſt. 

18. Im 5 65 Abſatz 2 werden 


a) im Satze 1 hinter dem Worte: „Unternehmens“ die au eingefügt: „ſowie die Makler, 
die für das Unternehmen tätig ſind oder tätig waren;“ 
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b) wird 0 dem 1. und 2. Satze folgender Satz eingefügt: „Dieſe Pflichten beſtehen 
auch, wenn die Aufſichtsbehörde vermutet, daß eine Unternehmung den Betrieb von Ver⸗ 
ſicherungsgeſchäften zum Gegenſtande hat und die von ihr vorzunehmende Prüfung klar⸗ 
ſtellen ſoll, ob die Unternehmung der Beaufſichtigung unterliegt.“ 

19. Hinter § 65 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 

§ 65a 
Die Aufſichtsbehörde ſoll, wenn möglich, unvermutet die im § 65 Abſ. 1 vorgeſehene Prüfung 


mindeſtens alle 5 Jahre einmal vornehmen. Die Aufſichtsbehörde kann zu der Prüfung Perſonen 


heranziehen, die nach §S 55 d zu Prüfern beſtimmt werden können. Die Aufſichtsbehörde kann die 
Prüfung auch ſo vornehmen, daß ſie an einer von der Verſicherungs-Unternehmung nach § 55 b 
veranlaßten Prüfung teilnimmt und weitere Feſtſtellungen, die ſie für erforderlich erachtet, ſelbſt 
trifft. 

Die Vorſchriften des Abſatz 1 Satz 1, 3 gelten nicht für Verſicherungs-Unternehmungen, die als 
kleinere Vereine (§ 53) anerkannt ſind oder bei a kein Aufſichtsrat gebildet ilt. 

§ 65 b 

Prüfer, die nach §S 65a Abſatz 1 Satz 2 90 einer Prüfung herangezogen ede und Perſonen, 
deren ſie ſich bei der Prüfung bedienen wollen, ſind von der Aufſichtsbehörde unter Hinweis auf 
die Strafbeſtimmungen des § 106 b auf die gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten durch 
Handſchlag zu verpflichten. Über die Verpflichtung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die der Ver— 
pflichtete mit unterzeichnet. Bei wiederholter Heranziehung genügt eine Verweiſung auf die frühere 
Verpflichtung. Wird eine Prüfungs⸗Geſellſchaft herangezogen, ſo ſind die Inhaber, Vorſtandsmitglieder 
oder Geſchäftsführer zu verpflichten. Im übrigen gelten die Vorſchriften des § 55 h. 

20. Im § 69 wird 

a) im Abſatz 2 das Wort „laufenden“ geſtrichen; 

b) die Worte „jedoch um höchſtens 33 9%“ werden gleichfalls geſtrichen 1 5 hinter das Wort 

„ermäßigen“ folgender Satz hinzugefügt: 

Die Ermäßigung geſchieht in der Weiſe, daß zunächſt die rechnungsmäßigen Prämien⸗ 
reſerven der einzelnen Verſicherungen herabgeſetzt und danach die Verſicherungsſummen neu 
feſtgeſtellt werden. Die Verpflichtung der ,, zur Zahlung der Prämien 
in der bisherigen Höhe wird hierduch nicht berührt. 

c) folgender 3. Abſatz hinzugefügt: i f 
Sind bei einer Verſicherungs-Unternehmung ſelbſtändige Abteilungen des Prämien⸗ 
reſervefonds (§ 57 Abſ. 4) gebildet worden, jo können die in Abſatz 1 und . vorgeſehenen 
Maßnahmen auf eine ſelbſtändige Abteilung beſchränkt werden. 


21. An Stelle des § 70 wird folgender neuer $ 70 geſchaffen: 
Ss 70 

Als Aufſichtsbehörde wird ein Auflihtsamt für Verſicherungsweſen errichtet. Es beſteht aus 
einem Vorſitzenden und der erforderlichen Zahl von ſtändigen und nicht ſtändigen Mitgliedern. 

Der Vorſitzende und die ſtändigen Mitglieder werden vom Senat ernannt, die nicht ſtändigen 
Mitglieder auf Vorſchlag der Fachverbände vom Senat berufen. Die Berufung erfolgt für die 
Dauer des Amtes oder auf Lebenszeit. 

Die Mitglieder des Aufſichtsamtes dürfen nicht gleichzeitig Leiter oder Beamte von öffentli⸗ 
chen Verſicherungsanſtalten ſein. 

22. An Stelle des § 71 iſt folgender § 71 neu zu ſetzen: 

§ 71 5 

Zur Erleichterung des Geſchäftsverkehrs des Aufſichtsamtes mit den feiner Aufliht unterſte⸗ 
henden Unternehmungen können beſondere Kommiſſare beſtellt werden, welche im Auftrag und nach 
näherer Anordnung des Amtes beſtimmten Unternehmungen gegenüber mit der Ausübung der un⸗ 
mittelbaren Aufſicht betraut werden. 

Die Beſtimmung des § 70 Abſatz 3 findet entſprechende Anwendung. 

23. An Stelle des § 72 iſt folgender neuer § 72 zu ſetzen: 

§ 72 
Zur Mitwirkung bei der Aufſicht wird bei dem Amte ein aus Sachverſtändigen des Ver⸗ 


ſicherungsweſens beſtehender Beirat gebildet, deſſen Mitglieder auf Vorſchlag der Fachverbände vom 
Senat auf 3 Jahre ernannt werden. 
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Die Mitglieder des Verſicherungsbeirates ſind berufen, das Amt auf Erfordern bei Vorberei⸗ 
tung wichtigerer Beſchlüſſe gutachtlich zu beraten und bei den in den SS 73 und 76 bezeichneten 
Entſcheidungen mit Stimmrecht mitzuwirken. 

Sie verwalten ihr Amt als unentgeltliches Ehrenamt; für ihre Teilnahme an Sitzungen erhalten 
ſie Tagegelder und Vergütung der Reiſekoſten nach feſten von dem Senat beſtimmten Sätzen. 

Die Beſtimmung des § 70 Abſ. 3 findet auch hier entſprechende Anwendung. 

24. § 73 erhält an Stelle des bisherigen Abſ. 1 folgenden neuen Abſatz 1: 

Das Aufſichtsamt entſcheidet auf Grund mündlicher Beratung in der Beſetzung von 3 Mit⸗ 
gliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, unter Zuziehung von 2 Mitgliedern aus den Kreiſen des 
Verſicherungsbeirates. 

25. Im letzten Abſatz, letzter Satz iſt zu ſetzen an Stelle des Wortes „Reichsanzeiger“ 
— „Staatsanzeiger“. 

26. Im § 74 wird dem Abſatz 1 folgender Satz hinzugefügt: „Im Falle des § 73 Abſ. 1 
Nr. 9 b gilt als Beteiligte nur die Verſicherungsunternehmung, die an der anderen Unternehmung be— 
teiligt iſt.“ 

27. Im § 74 2. Abſatz letzter Satz iſt zu ſetzen anſtelle der Worte: „ſowie eines richterlichen 
Beamten und eines Mitgliedes eines höchſten Verwaltungsgerichtshofs in einem deutſchen Bundes— 
ſtaate“ die Worte: „zwei Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts der Freien Stadt Danzig, die 
vom Senat der Freien Stadt ernannt werden.“ 

28. Der § 74 Abſ. 3 wird geſtrichen. 

29. Der $ 80 wird geſtrichen. Er erhält folgende neue Faſſung: 

Die Zahl und die Zuziehung der nichtſtändigen Mitglieder, die Formen des Verfahrens und der 
Geſchäftsgang des Amtes, ſowie die Zuſammenſetzung des Verſicherungsbeirates und die Zuziehung 
ſeiner Mitglieder werden, ſoweit dieſes Geſetz keine Vorſchriften darüber enthält, durch Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Senats geregelt. 

30. Der $ 81 wird in ſeiner bisherigen Faſſung aufgehoben. Es iſt zu ſetzen: 

Koſten des Aufſichtsamts 
§ 81 
Die often des Aufſichtsamts und des Verfahrens vor dem Amte werden von den Verſicherungs⸗ 


unternehmungen und Bauſparkaſſen getragen. Der Gebührenſatz wird jährlich nach der gebühren⸗ 


pflichtigen Prämieneinnahme vom Amte feſtgeſetzt und darf bei den Verſicherungs-Unternehmungen 
nicht mehr als 1% des Prämienaufkommens betragen. Dabei können Abrundungen der gebühren⸗ 
pflichtigen Prämieneinnahme und der Gebühren vorgenommen werden. Der Senat iſt befugt, einen 
Mäindeſtgebührenbetrag feſtzuſetzen. 


Die Feſtſetzung der Gebühren erfolgt durch das Amt, welches die Unternehmung auffordert, 
die Gebühren an die Staatshauptkaſſe innerhalb eines feſtgeſetzten Termins einzuzahlen. Nach dem 
Ablauf dieſer Friſt können die fälligen Beträge nach den für die Beitreibung öffentlicher Abgaben 
beſtehenden Vorſchriften eingezogen werden. 

31. Im $ 86 Abſ. 1 iſt zu ſetzen anſtelle des Wortes „Reichskanzler“ „Senat“. 

32. Im Abſ. 3 erſter Satz iſt zu ſetzen anſtelle „Reichsgebiet“ „Gebiet der Freien Stadt Danzig“. 

33. Im Abſ. 3 iſt zu ſetzen anſtelle „Reichskanzler“ „Senat“. 

34. Die Überſchrift im $ 88 iſt zu ändern anſtelle „Reichshauptbevollmächtigter“ in „Hauptbe— 
vollmächtigter.“ 

Desgl. im erſten Satz des $ 88 das Wort „Reichsgebiet“ in „Gebiet der Freien Stadt Danzig“. 

35. Im § 90a erhält Abſ. 1 folgende Faſſung: 

Für ausländiſche Unternehmungen gelten die Vorſchriften der SS 55 b bis 55 1 nur, ſoweit das 
Aufſichtsamt es beſtimmt. Die Vorſchriften des $ 56, des § 57 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2, 3, 4, der 
§§ 58 bis 60 und der SS 61— 63 gelten bei ausländiſchen Unternehmungen nur für die im Inland 
abgeſchloſſenen Verſicherungen. 

b) Wird im Abſ. 2 folgender Satz 2 hinzugefügt: Ein Treuhänder nach den Vorſchriften der 
SS 60 a bis 60 g iſt nicht zu beſtellen. 

36. Der $ 91 Abi. 2 wird geſtrichen. 

37. Hinter § 91 wird ein Abſchnitt VI a mit der Überſchrift „Bauſparkaſſen“ und folgenden 
Vorſchriften eingefügt: 


5 
8 
5 

ar. 
\ 

5 
3 
DE 


_ 
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Abſchnitt VIa 
8 91a 


Privatunternehmungen, bei denen durch die Leiltungen mehrerer Sparer ein Vermögen auf⸗ 
gebracht werden ſoll, aus dem die einzelnen Sparer Darlehen für die Beſchaffung oder Verbeſſerung 
von Wohnungen oder Siedlungen oder zur Ablöſung hierzu eingegangener Verpflichtungen erhalten 
(Bauſparkaſſen) unterliegen der Beaufſichtigung. Soweit dieſes Geſetz keine beſonderen Vorſchriften über 
Bauſparkaſſen enthält, gelten ſinngemäß die Vorſchriften der SS la, 4, 5, des 8 7 Abſ. 1 Nr. 1 
und 3, des § 9 Abſ. 2 und 3, der SS 13, 14, 54, 55, 55 b bis 55 1, 64 bis 66, des § 67 Abſ. 1, 
Abſ. 2, der §§8 68 bis 70, 71, 73 bis 80, 82, 83, 85 bis 89, des § 90 Abſ. 1 Satz 1 und des § 91. 
Dabei kann die Aufſichtsbehörde beſtimmen, daß und in welchem Sinne Vorſchriften, die für Unter⸗ 
nehmungen einer beſtimmten Rechtsform erlaſſen ſind, auch auf Unternehmungen einer anderen 
Rechtsform anzuwenden ſind. 

Der Senat kann Geſchäftsbetriebe, die wirtſchaftlich dieſelben oder ähnliche Zwecke wie Bau⸗ 
ſparkaſſen verfolgen, den für dieſe geltenden Vorſchriften unterſtellen; die Geſchäftsbetriebe ſind im 
einzelnen zu bezeichnen. Die Anordnung des Senats iſt im Geſetzblatt bekanntzumachen. 

Als Bauſparkaſſen ſind nicht anzuſehen Wohnungsunternehmen, die als gemeinnützig anerkannt 
ſind. 

§ 91 b 0 

Bauſparkaſſen werden von dem Aufſichtsamt für Verſicherungsweſen beaufſichtigt. 

Bevor das Auflihtsamt über einen Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe 
entſcheidet, ſoll es die für den Hauptſitz der Bauſparkaſſe zuſtändige Landesbehörde oder die von 


dieſer beſtimmte Stelle über die Zuverläſſigkeit der verantwortlichen Geſchäftsleiter und die der Bau⸗ 


ſparkaſſe zur Verfügung ſtehenden Mittel hören. 
§ 91 e 
Der Geſchäftsbetrieb darf nur Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien oder Ge⸗ 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung erlaubt werden. 


§ 91 d 

Die Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe darf außer den im 8 7 Abſ. Nr. 1 und 3 bezeichneten 
Gründen nur verſagt werden, wenn nach dem Geſchäftsplan die Belange der Bauſparer nicht hin⸗ 
reichend gewahrt ſind oder durch die eingereichten techniſchen Geſchäftsunterlagen die Erfüllbarkeit der 
ſich aus den Bauſparverträgen ergebenden Verpflichtungen nicht genügend dargetan iſt. 

Die Erfüllbarkeit dieſer Verpflichtungen darf nicht allein deshalb in Zweifel gezogen werden, 
weil bei der Sicherung der Baudarlehen die im § 60 aufgeſtellten Grundſätze für die Beleihung 
von Grundſtücken nicht eingehalten werden. 

Ss 91 e a 

Der Geſchäftsplan hat den Zweck, die Einrichtung der Bauſparkaſſe und das räumliche Gebiet 
des beabſichtigten Geſchäftsbetriebs anzugeben ſowie die Tarife unter Hervorhebung der längſten 
und kürzeſten Wartezeit vollſtändig darzuſtellen. 5 

Der Geſchäftsplan hat ferner Angaben zu enthalten: 

1. über die bei der Berechnung angewandten Grundſätze, beſonders, ob und wie die Leiſtungen 
der Bauſparer und der Bauſparkaſſe zu verzinſen ſind; 

2. ob und wie die Bauſparer in Spargruppen zuſammengefaßt werden; 

3. über die geſonderten Nachweiſungen des für die Zuteilung von Darlehen anzuſammelnden 
Vermögens, des in dinglich geſicherten Baudarlehen angelegten Vermögens ſowie des anderen 
Vermögens der Bauſparkaſſe; 

4. über die Vorausſetzungen für die Zuteilung von Baudarlehen unter Bezeichnung des Zeit⸗ 
punkts der Zuteilungen; 

5. über die Deckung der Verwaltungskoſten; 

. über die Bildung von Rücklagen; 
7. über die Aufnahme und Sicherung von Darlehen, die eine beſchleunigte Zuteilung der 
Baudarlehen ermöglichen ſollen. 


OY 


§ 91f 
Der Geſellſchaftsvertrag ſoll die einzelnen Geſchäftsarten bezeichnen und die Grundſätze für die 
Anlegung des Vermögens angeben. g 
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§ 91g 
Die allgemeinen Spar- und Darlehnsbedingungen ſollen Beſtimmungen enthalten: 


1. über die Höhe und Fälligkeit der Leiſtung der Bauſparer und über die Rechtsfolgen eines 
Verzugs; 

2. über die Höhe und Fälligkeit der Leiſtungen der Bauſparkaſſe, über die Grundſätze für die 
Gewährung von Baudarlehen, über die Länge der Wartezeiten unter Hervorhebung der 
längſten und kürzeſten Wartezeit ſowie über die Vorausſetzungen, von denen die Zuteilung 
und Auszahlung von Baudarlehen abhängig ſind; 

3. über die dingliche Sicherung der Baudarlehen; g 

4. darüber, ob und unter welchen Vorausſetzungen die Bauſparer ihre Anſprüche abtreten 
oder verpfänden dürfen; 

5. darüber, ob und wie der Bauſparvertrag gekündigt oder ſonſt ganz oder teilweiſe aufge⸗ 
hoben werden kann, und über die Verpflichtungen des Bauſparers und der Bauſparkaſſe in 
dieſen Fällen; . 

6. darüber, ob auf die Bauſparer eine Lebensverſicherung genommen wird; 

7. über das Verfahren bei „ aus dem Bauſparvertrag und über das zuſtändige Ge— 
richt; 

8. darüber, ob und nach welchen Grundſätzen und Maßſtäben die Bauſparer an den Über- 
ſchüſſen der Bauſparkaſſe teilnehmen. 
§ 91 h 


Bei jeder Bauſparkaſſe hat das Aufſichtsamt für Verſicherungsweſen einen Vertrauensmann zu 
beſtellen, der darüber zu wachen hat, daß die Baudarlehen an die Bauſparer nach dem Geſchäftsplan 
zugeteilt werden. Das Aufſichtsamt kann dem Vertrauensmann weitere Aufgaben übertragen. Die 
Beſtellung kann jederzeit widerrufen werden. 

Der Vertrauensmann kann jederzeit die Bücher und et der Bauſparkaſſe einſehen, ſoweit 
ſeine Pflichten es erfordern. 


Der Vertrauensmann kann von der Bauſparkaſſe eine angemeſſene Vergütung für ſeine Tätigkeit 
verlangen; die Höhe der Vergütung iſt dem Aufſichtsamt anzuzeigen. Beſtehen Bedenken gegen die 
Höhe der Vergütung oder kommt eine Einigung über die Höhe der Vergütung nicht zuſtande, ſo ſetzt 
das Aufſichtsamt die Vergütung feſt. 


Streitigkeiten zwiſchen dem Vertrauensmann und der Bauſparkaſſe über die Obliegenheiten des 
Vertrauensmanns entſcheidet das Aufſichtsamt. 


In beſonderen Fällen kann das Aufſichtsamt anordnen, daß ſtatt eines Vertrauensmanns ein 
von der Geſamtheit der Bauſparer aus ihrer Mitte zu wählender aus mindeſtens drei Mitglieder be- 
ſtehender Ausſchuß beſtellt wird, der ehrenamtlich tätig iſt. Die Anordnung kann widerrufen werden, 
Die Vorſchriften der Abſ. 2, 4 gelten ſinngemäß. 


§ 911 


Das zweite Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes (Vergleichsordnung) (Gef. 
Bl. S. 615) gilt nicht für Bauſparkaſſen. 
S 91 K 


Bei dem Aufſichtsamte für e e wird ein aus Sachverſtändigen des Bauſpar⸗ 
weſens beſtehender Beirat für Bauſparkaſſen gebildet. Die Mitglieder dieſes Beirats ſind zur Mit⸗ 
wirkung bei der Aufſicht über die Bauſparkaſſen in gleicher Weiſe berufen wie die Mitglieder des 
Verſicherungsbeirats bei der Aufſicht über die privaten Verſicherungsunternehmungen. Im übrigen 
gilt die Vorſchrift des § 72 ſinngemäß. 

38. Im $ 105 Abſatz 1 werden hinter den Worten „Zulaſſung einer Verſicherungsunternehmung“ 
die Worte „oder einer Bauſparkaſſe“ eingefügt und die Worte „oder des Verſicherungsbeſtandes 
(8 14)“ durch die Worte „des Verſicherungsbeſtandes oder des Beſtandes an Bauſparverträgen (88 
14, 91 a)“ erſetzt. 

39. In dem § 106 Satz 1, Zeile 2 iſt zu ſetzen anſtelle von „2 000. — Mk“ — „2 500 6.0 


40. Dem § 106 Ziffer 2 wird folgende Faſſung gegeben: „den geſetzlichen Vorſchriften über die 
Berechnung und Buchung, Verwaltung und Aufbewahrung der Prämienreſerve (SS 56 bis 61, 63, 
99) zuwiderhandeln oder die im $ 57 Abſatz — Satz 3 vorgeſehene ae wiſſentlich falſch 
erteilen.“ 
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41. Dem $ 106 werden angefügt: 
a) als Nummer 4 folgende Vorſchrift: 
4, Geſchäfte betreiben, die in dem genehmigten Geſchäftsplan nicht vorgeſehen ſind oder den 
Betrieb ſolcher Geſchäfte zulaſſen. 5 
u folgender zweiter Abſatz: 
Ebenſo werden Mitglieder des Vorſtandes oder Aufſichtsrats, perſönlich haftende De 
ſellſchafter, Geſchäftsführer oder Liquidatoren einer Bauſparkaſſe beſtraft, wenn fie eine der 
im Abſatz 1 in Nr. 1, 3 und 4 bezeichneten Handlungen begehen. 


42. Sn § 106 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 
§ 106 a 

Mit Gefängnis oder mit Geldſtrafe bis zu 12000 G werden Vorſtandsmitglieder, perſönlich haf⸗ 
tende Geſellſchafter, Geſchäftsführer, Liquidatoren oder Bevollmächtigte einer Bauſparkaſſe beſtraft, 
wenn ſie zum Nachteil eines oder mehrerer Bauſpa rer bei der Zuteilung von Baudanlehen vom Ge- 
ſchäftsplan abweichen. 

Ebenſo wird beſtraft, wer als Vertrauensmann bei einer Bauſparkaſſe oder Mittie eines Aus⸗ 
ſchuſſes (S 91 h) zum Nachteil eines oder mehrerer Bauſparer handelt. 

Ss 106 b 

Prüfer oder Perſonen, deren ſich ein Prüfer bei der Prüfung bedient, werden, wenn ſie über das 
Ergebnis der Prüfung falſch berichten oder erhebliche Umſtände in den Berichten verſchweigen, mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu 12000 G beſtraft. 

Ebenſo wird beſtraft, wer entgegen den Vorſchriften des § 55 h Abſatz 1 oder des § 66 b jeine 
Pflicht zur Verſchwiegenheit verletzt oder Geſchäfts- und Betriebsgeheimniſſe, die er bei der Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Obliegenheiten erfahren hat, unbefugt verwertet. 

Ebenſo wird ferner beſtraft, wer als Vorſitzender des Aufſichtsrats einer Prüfungsgeſellſchaft oder 
ſein Stellvertreter entgegen den Vorſchriften des § 55 h Abſatz 3 Satz 2 oder des § 65 b Satz 5 die 
durch Einſicht eines Berichts erlangten Kenntniſſe verwertet, ohne daß die Erfüllung der Über⸗ 
wachungspflicht des Aufſichtsrats es erfordert. 

Die ſtrafbaren Handlungen werden nur auf Antrag der Aufſichtsbehörde oder des Vorſtandes der 
Verſicherungsunternehmung oder der Bauſparkaſſe verfolgt. 

§ 106 0 

Treuhänder, die zur Überwachung eines Prämienreſervefonds beſtellt ſind, oder ihre Stellver⸗ 
treter (S 60 a) werden, wenn ſie zum Nachteil der Verſicherten handeln, wegen Untreue nach § 266 
des Strafgeſetzbuchs beſtraft. b 

43. Im 8 107 1. Abſatz letzter Satz iſt zu ſetzen anſtelle „20000. — Mk.“ = „25 000. — G.“ 
Ferner wird im gleichen Paragraphen zwiſchen dem 1. und 2. Abſatz folgender Abſatz eingefügt: 

Ebenſo werden Treuhänder, die zur überwachung eines Prämienreſervefonds beſtellt ſind oder ihre 
Stellvertreter (S 60 a) beſtraft, wenn ſie die nach S 60d unter der Bilanz abzugebende Erkläruung 
wiſſentlich falſch abgeben. 5 


44. Im $ 108 
a) werden im Abſatz 1 hinter den Morten: „das Berſicherungsgeſchäft“ die Worte „oder eine 
Bauſparkaſſe“ eingefügt; 
b) im Abſatz 1 anſtelle der Worte „1000.— Mk.“ = „1 500. — G“ eingefügt; 


c) wird Abſatz 2 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Ebenſo wird beſtraft, wer im Inland einen Verſicherungsvertrag oder einen Bauſpar⸗ 
vertrag für eine dort zum Geſchäftsbetriebe nicht befugte Unternehmung als Vertreter oder 
, . De wer den Aöſchiuß ſolcher . geſchaftsmaßig ver⸗ 

3 mittelt. 

45. Im 8 109 Abſatz 1 erſter Satz find zu ſetzen anſtelle ver Worte 715 000. Mk.“ „7 000. 
G.“ Ferner werden hinter den Worten: „Vereins der im $ 102 bezeichneten Art“ die Worte „oder 
die Vorſtandsmitglieder, perſönlich haftenden Geſellſchafter, Geſchäftsführer oder Liquidatoren einer 
Bauſparkaſſe“ eingefügt. 

46. Im $ 110 Abſatz 1 iſt zu ſetzen anſtelle der Worte „20 000. — Mk.“ = „25 000.— G.“ 

47. Im 8 111 Abſatz 1 iſt zu ſetzen anſtelle von „20 000. — Mk.“ = 25 000. G.“ 


921 


48. $ 114 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Der Senat kann nach Anhörung des Aufſichtsamts und des Verſicherungsbeirats zur Du 
führung der für Verſicherungsunternehmungen geltenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes Rechtsverord— 
nungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 

Der Senat kann ferner nach Anhörung des Beirats für Bauſparkaſſen zur Durchführung der für 
Bauſparkaſſen geltenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes Rechtsverordnungen und allgemeine Verwal- 
tungsvorſchriften erlaſſen, beſonders auch darüber, wie Bauſparkaſſen ihre F in 
der Bilanz zu bewerten haben. 

49. Der § 115 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Anzeigepflicht 
8 115 0 

Der Vorſtand einer e n ene deren Geſchäftsbetrieb ſich über das Gebiet der 
Freien Stadt hinaus erſtreckt, hat, wenn er in anderen Staaten Geſchäfte betreiben will, vor der 
Eröffnung des Geſchäftsbetriebes dem Aufſichtsamt Anzeige zu erſtatten. 

50. Der $ 116 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Unternehmungen, welche die Verſicherung gegen Kursverluſte oder die Transportverſicherung 
oder ausſchließlich die Rückverſicherung zum Gegenſtande haben, mit Ausnahme von Verſicherungs— 
vereinen auf Gegenſeitigkeit unterliegen nicht der Beaufſichtigung nach dieſem Geſetze. Der Senat kann 
jedoch anordnen, daß auch ſolche Unternehmungen 2 Beaufſichtigung unterliegen oder beſtimmte Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes für ſie gelten. 

Als Transportverſicherung ſind die a und die Fahrradverſicherung nicht 
anzuſehen. 

51. § 117 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Der Senat kann anordnen: 

1. daß die Vorſchrift des § 6 Abſatz 2 auch für andere als die dort bezeichneten Verſicherungs⸗ 
zweige gilt; 

2. daß für Verſicherungszweige, für welche die Vorſchrift des § 6 Abſatz 2 nicht gilt, die Vor⸗ 

ſchriften dieſes Geſetzes ganz oder teilweiſe außer Anwendung bleiben. 

52. Dem $ 118 wird folgender zweiter Abſatz hinzugefügt: 

Die Vorſchrift des Abſatz 1 gilt auch für Bauſparkaſſen; ſtatt des Verſicherungsbeirats iſt der 
Beirat für Bauſparkaſſen zu hören. 8 

53. In dem $ 119 Abſatz 1 iſt anſtelle „Bundesrat“ das Wort „Senats“ zu ſetzen. 

Ferner wird dem $ 119 folgender zweiter Abſatz hinzugefügt: 

Die Vorſchrift des Abſatz 1 gilt auch für öffentlich-rechtliche Bauſparkaſſen. 

54. Im $ 123 werden hinter dem Worte „Verſicherungsaktiengeſellſchaften“ die Worte „und 
Bauſparkaſſen“ eingefügt. 

Artikel II \ 

Sind bei Inkrafttreten dieſer Verordnung (Art. V Abſ. 2) Beſtände, die zu einem Prämienreſerve⸗ 
fonds gehören, nach der Vorſchrift des § 59 des Geſetzes über die privaten Verſicherungsunterneh⸗ 
mungen nicht angelegt, ſo ſind ſie bis zum 31. Dezember 1933 anders anzulegen. Die Aufſichtsbe⸗ 
hörde kann auf Antrag Ausnahmen zulaſſen. 

f Artikel III 

Verſicherungsunternehmungen, die bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes (Art. V) die Kraftfahrzeug⸗ 
verſicherung oder die Fahrradverſicherung betreiben, bedürfen keiner Erlaubnis, haben jedoch der Auf⸗ 
ſichtsbehörde auf Erfordern binnen einer von ihr zu beſtimmenden Friſt ihren Geſchäftsplan klarzu⸗ 
legen. Hierfür gilt ſinngemäß die Vorſchrift des § 64 Abſ. 3 des Geſetzes über die privaten Verſiche⸗ 
rungsunternehmungen. 5 

Verſicherungsunternehmungen, der in Abſatz 1 bezeichneten Art unterliegen keiner Beaufſichtigung, 
wenn ſie Neuverſicherungen nicht mehr abſchließen und beſtehende Verſicherungen nicht mehr erhöhen 
oder verlängern. ' 

Artikel IV 

Bauſparkaſſen, die bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes den. Geihäftsbetrieb begonnen haben, 
können bis zur Entſcheidung des Aufſichtsamts über einen Antrag auf Erlaubnis den Geſchäftsbetrieb 
fortſetzen, wenn ſie einen ſolchen Antrag binnen 1 Monat nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
ſtellen. Das Aufſichtsamt kann bei Erlaubnis des Geſchäftsbetriebes die Beibehaltung einer anderen 
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‚als der im 8 91 c des Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen zugelaſſenen Rechts⸗ 
formen geſtatten. 5 ö 

Für Bauſparkaſſen, die bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſich in Liquidation befinden, oder über 
deren Vermögen der Konkurs eröffnet iſt, gelten die Vorſchriften des Geſetzes über die privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen für die Dauer der Liquidation oder des Konkurſes nicht. 

a i Artikel V $ 

Die vorliegende Verordnung tritt unter der Bezeichnung: Verordnung über die Beaufſichtigung 
der privaten Verſicherungsunternehmungen und Bauſparkaſſen am 1. Januar 1932 in Kraft. 

Nach den durch Art. I in das Geſetz über die privaten Verſicherungsunternehmungen eingefügten 
Vorſchriften der SS 55 b bis 55i iſt erſtmalig der Rechnungsabſchluß für das erſte nach dem Tage 
des Inkrafttretens der Verordnung ablaufende Geſchäftsjahr zu prüfen. 

Die durch Art. I § 65a begründete Pflicht der Aufſichtsbehörde, die Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen mindeſtens alle 5 Jahre einmal zu prüfen, beginnt als ſolche am 1. Januar 1932. 


Danzig, den 8. Dezember 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig ’ 
Dr. Ziehm Dr. Ing. Althoff * 


\ 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


